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Nr. 31

Sutter gegen Schweiz

Urteil vom 22. Februar 1984 (Plenum)
Ausgefertigt in franzosischer und englischer Sprache, wobei die franzosische Fas-
sung mafBgebend ist, verodffentlicht in Série A / Series A Nr. 74.
Beschwerde Nr. 8209/78, eingelegt am 17. April 1978; am 17. Mai 1982 von der
Kommission und am 8. Juli 1982 von der schweizerischen Regierung vor den
EGMR gebracht.
EMRK: Faires Verfahren — offentliche Verhandlung und 6ffentliche Verkiindung
des Urteils, hier in einem Militéarstrafverfahren, Art. 6 Abs. 1.
Innerstaatliches Recht: Bundesgesetz vom 28. Juni 1889 iiber die Militdrstraf-
gerichtsordnung, Art. 197 (schriftliche Urteilszustellung, keine Verkiindung in 6f-
fentlicher Sitzung); Bundesgesetz iiber das Militdrstrafgerichtsverfahren vom 23.
Mirz 1979, in Kraft getreten am 1. Januar 1980, Art. 189 Abs. 1 (keine miindliche
Verhandlung), Art. 48 Abs. 3, 194 Abs. 1 (6ffentliche Urteilsverkiindung).
Ergebnis: Keine Verletzung der Konvention.
Sondervoten: Drei.

Zum Verfahren:

Die Europdische Menschenrechtskommission gelangt in ihrem abschliefenden
Bericht (Art. 31 EMRK) vom 10. Oktober 1981 zu dem Ergebnis, dass Art. 6
Abs. 1 nicht verletzt worden ist (s.u. Ziff. 22).

Die beim Gerichtshof urspriinglich gebildete Kammer beschloss am 29. Juni
1982 in Anwendung von Art. 48 VerfO-EGMR, die Sache mit sofortiger Wirkung
an das Plenum abzugeben.

Zu der Offentlichen miindlichen Verhandlung am 21. Marz 1983 sind vor dem
Gerichtshof erschienen:

fiir die Regierung: J. Voyame, Direktor des Bundesamtes fiir Justiz, als Verfah-
rensbevollméchtigter, unterstiitzt durch: G. Messmer, Richter am Bundesgericht,
R. Barras, Oberauditor der Armee, O. Jacot-Guillarmod, Bundesamt fiir Justiz,
M. Rusca, Bundesamt fiir Justiz, als Berater;

fiir die Kommission: S. Trechsel und A. Weitzel, Delegierte der Kommission,
und zu deren Unterstiitzung gem. Art. 29 Abs. 1 VerfO-EGMR L. Minelli, der
den Bf. vor der Kommission vertreten hat.

Sachverhalt: (Ubersetzung)*
L. Die Umstinde des Falles

10. Der Beschwerdefiihrer (Bf.) Peter Sutter, geboren 1949, ist Schweizer-
biirger, war zur Zeit des Vorfalls, der zum strittigen Verfahren fiihrte, Student
und wohnte in Basel.

11. Im Verlauf von Wiederholungskursen 1974 und 1975 im Rahmen des
obligatorischen Militdrdienstes wurde er zu fiinf und sieben Tagen scharfem
Arrest verurteilt, weil er sich geweigert hatte, das den Haarschnitt betref-
fende Dienstreglement, Art. 203bis, zu befolgen.

12. Kurz vor Beginn des Wiederholungskurses 1976 erhielt er von seinem
Einheitskommandanten einen eingeschriebenen Brief, in welchem er auf-
gefordert wurde, mit einem vorschriftsméssigen Haarschnitt einzuriicken.

* Anm. d. Hrsg.: Auf der Grundlage einer Ubersetzung der Kanzlei des EGMR.

© N.P. Engel Verlag - EGMR-E 2 - Text - Seite 345 - 28.8.09



346 EGMR-E 2, 345 Nr. 31

Trotzdem fand er sich am 28. August 1976 mit einer Haartracht ein, die lénger
als erlaubt war, und weigerte sich, den miindlichen Befehl des Offiziers, sich
die Haare schneiden zu lassen, zu befolgen.

13. Am 8. November 1976 reichte der Auditor eine Anklageschrift gegen P.
Sutter wegen fortgesetzten Ungehorsams und zusitzlich Nichtbefolgung von
Dienstvorschriften ein (Art. 61 und 72 des Militédrstrafgesetzbuches).

14. Nach offentlicher Verhandlung verkiindete das Divisionsgericht 5 am
16. Mai 1977 offentlich ein Urteil, in dem der Beschuldigte wegen dieser bei-
den Vergehen zu 10 Tagen Geféngnis verurteilt wurde.

Der Wahlverteidiger von P. Sutter hatte erfolglos den Antrag gestellt, das Ge-
richt moge sich wegen fehlender Unabhéngigkeit und Unparteilichkeiti.S.v. Art. 6
der Konvention fiir unzustidndig erkldren; auch sein Antrag auf Ergénzung der
Voruntersuchung iiber die Nutzlosigkeit, wenn nicht gar den missbrauchlichen
Charakter der Vorschriften iiber den Haarschnitt, wurde abgewiesen.

Die Ausfertigung des Urteils wurde dem Bf. am 23. Juni 1977 zugestellt.

15. Vom Grossrichter (Prisident des Divisionsgerichts) nach der Verkiin-
dung des Urteils iiber die Moglichkeit, innerhalb 24 Stunden eine Kassations-
beschwerde einzureichen, ordnungsgemass belehrt, meldete der Bf. dem Ge-
richtsschreiber unmittelbar danach sein Kassationsbegehren an (Art. 189
Abs. 2 des Bundesgesetzes vom 28. Juni 1889 iiber die Militéarstrafgerichtsord-
nung, ,,das Gesetz von 1889%).

Am 2. Juli 1977, innerhalb von zehn Tagen nach Zustellung des Urteils,
reichte er seine Kassationsbeschwerdeschrift ein; darin legte er ,,abschliessend*
(Art. 189 Ziff. 3 des Gesetzes von 1889) die Begriindung der Beschwerde dar.

Er machte geltend, dass der angefochtene Entscheid das Gesetz verletzt
habe (Art. 188 Abs. 1 Ziff. 1 des Gesetzes von 1889), indem er Verordnungs-
texte anwendete, die mit Art. 8 der Konvention unvereinbar seien; dass das
Divisionsgericht in einer unzuldssigen Besetzung geurteilt habe (ebd., Ziff. 2),
weil vier der sechs Richter Ersatzrichter waren und der Grossrichter vom
Oberauditor ernannt worden war; dass sich das Gericht filschlicherweise als
zustdandig betrachtet habe (ebd., Ziff. 3), weil die Militargerichte keine Ge-
richte i.S.v. Art. 6 seien; dass die Weigerung, eine Ergidnzung der Vorunter-
suchung anzuordnen, die Verteidigung hinsichtlich der Anwendung von
Art. 8 und insbesondere dessen Abs. 2 in wesentlichen Punkten unzuléssig be-
schriankt habe (ebd., Ziff. 6).

Ferner wies der Bf. das Militdrkassationsgericht darauf hin, dass ein aus-
schliesslich schriftliches Verfahren mit Art. 6 unvereinbar sei. Er forderte
das Gericht auf, mindestens eine miindliche Verhandlung durchzufiihren und
das Urteil offentlich zu verkiinden.

16. Der Grossrichter leitete das Gesuch dem Auditor als dem Beschwerde-
gegner zu, der innerhalb von sechs Tagen eine Vernehmlassung hitte einreichen
konnen (Art. 189 Abs. 3 des Gesetzes von 1889), was dieser jedoch nicht tat.

Er sandte sodann das Gesuch mit den Akten an den Oberauditor, ohne selbst
einen ,,Bericht iiber die in Betracht kommenden Tatsachen“ (ebd.) beizufiigen.

Der Oberauditor leitete die Akten an das Militdrkassationsgericht weiter.
Auch er hitte das Recht gehabt, eine Stellungnahme abzugeben, wenn er es

© N.P. Engel Verlag - EGMR-E 2 - Text - Seite 346 - 28.8.09



22.2.1984 Sutter 347

fiir niitzlich erachtet hitte, aber er beschrinkte sich wie der Auditor und der
Grossrichter darauf, die Abweisung zu beantragen.

17. Der Prisident des Militiarkassationsgerichts bestimmte unter seinen Kolle-
gen einen Richter, der beauftragt wurde, einen Bericht mit einem begriindeten
Vorschlag auszuarbeiten. Zusammen mit den Akten zirkulierte dieses Dokument
bei den iibrigen Mitgliedern. Das Kassationsgericht fiihrte in dieser Sache am
21. Oktober 1977 eine nichtoffentliche Beratung durch und wies die Beschwerde
ab. Es entschied also nicht in der Sache selbst, was es nach den damals geltenden
Bestimmungen (Art. 194 des Gesetzes von 1889) nur hitte tun kénnen, wenn es
das Urteil wegen falscher Anwendung des Gesetzes aufgehoben hitte. Das Mili-
tiarkassationsgericht hat diese Kompetenz heute nicht mehr (s.u. Ziff. 19).

Das Dispositiv des Urteils wurde dem Bf. unmittelbar anschliessend schrift-
lich er6ffnet; den vollstandigen Text erhielt er am 24. Januar 1978 (Art. 197 des
Gesetzes von 1889). Die Begriindung im Umfang von iiber 20 Seiten befasste
sich hauptséchlich mit den Argumenten des Bf. zur Unvereinbarkeit des Geset-
zes von 1889 mit den Art. 6 und 8 der Konvention. Zur Zusammensetzung des
Divisionsgerichts stellte das Urteil fest, dass die Ersatzrichter denselben recht-
lichen Status hitten wie die ordentlichen Richter, und dass der Oberauditor das
Gesetz nicht verletzt habe, als er den Grossrichter — der den Status eines ordent-
lichen Richters besal3 — zur Priifung des Falles eingesetzt hatte: Der ordentliche
Prisident konnte deshalb nicht eingesetzt werden, weil er sich schon als Auditor
mit dem Fall befasst hatte.

II. Das innerstaatliche Recht

18. Zum Zeitpunkt des strittigen Sachverhalts war der Militirstrafprozess
durch das Gesetz von 1889 geregelt (s.o. Ziff. 15). Hinsichtlich der Offentlich-
keit traf dieses eine Unterscheidung nach Instanzen.

Die Divisionsgerichte, die in erster Instanz fiir Militirstrafverfahren zu-
stindig waren, mussten nach einer oOffentlichen Verhandlung entscheiden
und ihre Urteile in 6ffentlicher Sitzung verkiinden.

Das Verfahren vor dem Militdrkassationsgericht war dagegen ausschliess-
lich schriftlich, und sein Urteil wurde nicht 6ffentlich verkiindet. Diesbeziig-
lich sah Art. 197 nur die Eroffnung des Urteils ,,durch Zustellung eines Aus-
zuges“ an den Oberauditor, den Angeklagten und den Grossrichter vor.

19. Das Bundesgesetz vom 23. Mirz 1979 tiber das Militédrstrafgerichtsver-
fahren (,,das Gesetz von 1979%), in Kraft seit dem 1. Januar 1980, 16ste das
Gesetz von 1889 ab.

Es tibernimmt das alte System fiir das Verfahren vor den Divisionsgerich-
ten und wendet es auch auf die Appellationsgerichte an, die es neu schafft.

Fiir das Militarkassationsgericht bestimmt es: ,,Eine miindliche Parteiverhand-
lung findet nicht statt. (Art. 189 Abs. 1). Es fiihrt jedoch zwei Neuerungen ein:
Zukiinftig verkiindet das Gericht seine Entscheide in 6ffentlicher Sitzung (Art. 48
Abs. 3 und 194 Abs. 1) und es entscheidet in keinem Fall in der Sache selbst.

20. Wie in der Vergangenheit werden die Entscheide des Militdrkassations-
gerichts jahrlich in provisorischer Form (vervielfiltigt) gesammelt. Jeder, der
ein berechtigtes Interesse nachweist, kann beim Oberauditor oder bei den
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Kanzleien der Militdrgerichte den vollen Text einsehen oder sich Kopien aus-
hindigen lassen.

Wenn die Entscheide neue oder wichtige Angaben zur Rechtsauslegung
enthalten, werden sie in der Folge publiziert.

Das Urteil Sutter vom 21. Oktober 1977 ist 1983 in Band 9 (Jahre 1973-1979)
der Urteile des Militdrkassationsgerichtes unter der Nr. 136 erschienen.

Verfahren vor der Kommission

21. In seiner bei der Kommission eingereichten Beschwerde vom 17. April
1978 (Nr. 8209/78) beanstandet P. Sutter, dass die Militdrgerichte nicht unab-
hingig und unparteiisch seien. Ferner habe das Verfahren vor dem Militdrkas-
sationsgericht einen schriftlichen und nichtoffentlichen Charakter und zudem
werde nicht in einer Offentlichen Verhandlung entschieden, sondern das Ge-
richt begniige sich damit, seine Urteile den Parteien zuzustellen. Er behauptet
schliesslich eine Missachtung des Grundsatzes der Waffengleichheit, weil er
weder zum Bericht des Grossrichters noch zu den Antridgen des Oberauditors
Zugang hatte; die Anklagebehorde habe so das letzte Wort in der Sache ge-
habt, und er sei nicht einmal tiber die Argumente informiert worden, die diese
dem Militdrkassationsgericht vorgelegt habe. In diesen einzelnen Punkten
macht er eine Verletzung von Art. 6 Abs. 1 der Konvention geltend.

P. Sutter behauptet tiberdies eine Verletzung von Art. 8: Die den Haar-
schnitt reglementierenden Verordnungen verboten dem Schweizerbiirger
wihrend einer Zeitspanne von 30 Jahren, sein Haar nach eigenen Wiinschen
zu tragen, und stellten einen unberechtigten Eingriff in das Recht auf Ach-
tung des Privatlebens dar.

22. Am 1. Mirz 1979 vertagte die Kommission die Priifung des Falles, so-
weit er das Unterbleiben einer miindlichen Verhandlung und einer offent-
lichen Urteilsverkiindung vor dem Militirkassationsgericht betraf. Die iibri-
gen Beschwerdepunkte erklérte sie wegen offensichtlicher Unbegriindetheit
fiir unzulissig.

Am 11. Juli 1979 erklirte sie den Rest der Beschwerde fiir zuldssig. In ih-
rem Bericht vom 10. Oktober 1981 (Art. 31 der Konvention) gelangt sie mit
zehn Stimmen gegen acht zu dem Ergebnis, dass Art. 6 Abs. 1 nicht verletzt
worden ist.

Dem Bericht sind zwei Sondervoten beigefiigt, von denen eines eine ab-
weichende Meinung enthilt.

Antrage der Regierung an den Gerichtshof

23. In ihrer schriftlichen Stellungnahme und am Ende der miindlichen Ver-
handlung vom 21. Mérz 1983 beantragte die Regierung, der Gerichtshof moge
feststellen, dass die Schweiz Art. 6 Abs. 1 der Konvention nicht verletzt habe*.

Entscheidungsgriinde:

24. Der Bf. riigt, dass das Militdrkassationsgericht seine Beschwerde ohne
vorherige Offentliche Verhandlung abwies und das Urteil vom 21. Oktober
1977 nicht 6ffentlich verkiindete (s.o. Ziff. 17). Er macht die Verletzung von
Art. 6 Abs. 1 der Konvention geltend, der lautet: [Text s.u. S. 422].
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Nach Ansicht der Regierung dagegen verletzte dieses zweifache Unterblei-
ben der Offentlichkeit die Konvention nicht. Die Mehrheit der Kommission
Aussert sich ebenfalls in diesem Sinn, wihrend eine Minderheit von acht Mit-
gliedern die Auffassung des Bf. teilt.

25. Im vorliegenden Fall ist einzig das Verfahren vor der Kassationsinstanz
strittig. Soweit sie die Kommission fiir zulédssig erklért hat, betreffen die Be-
schwerdepunkte nicht das vorausgegangene Verfahren, da das Divisions-
gericht 5 eine offentliche Verhandlung durchgefiihrt und sein Urteil 6ffentlich
verkiindet hat (s.o. Ziff. 14).

L. Einleitende Bemerkungen

26. Die Offentlichkeit des Verfahrens der Rechtsprechungsorgane, die
Art. 6 Abs. 1 vorsieht, schiitzt die Rechtsunterworfenen vor einer Geheimjus-
tiz, die sich offentlicher Kontrolle entzieht; ausserdem ist sie ein Mittel, um
das Vertrauen in die Gerichtsbarkeit zu sichern. Indem sie die Rechtspflege
transparent macht, tréagt sie zur Erreichung des Zieles von Art. 6 Abs. 1 bei,
ndmlich das Ziel eines fairen Verfahrens, dessen Gewéhrleistung eines der
grundlegenden Prinzipien jeder demokratischen Gesellschaft im Sinne der
Konvention ist (Urteil Prefto u.a. vom 8. Dezember 1983, Série A Nr. 71,
S. 11, Ziff. 21, EGMR-E 2, 315 und Axen vom 8. Dezember 1983, Série A
Nr. 72, S. 12, Ziff. 25, EGMR-E 2, 325).

27. Auch wenn alle Mitgliedstaaten des Europarates den Offentlichkeits-
grundsatz anerkennen, weisen doch ihre Gesetzgebung und Gerichtspraxis
gewisse Unterschiede bzgl. des Umfangs und der Bedingungen dieser Offent-
lichkeit auf, sei es im Hinblick auf die Verhandlung oder die ,,Verkiindung®
von Urteilen und Beschliissen. Der formelle Aspekt der Frage ist jedoch nur
zweitrangig im Hinblick auf die Ziele der in Art. 6 Abs. 1 angestrebten Of-
fentlichkeit. Der besondere Rang, den in einer demokratischen Gesellschaft
das Recht auf ein faires Verfahren einnimmt, veranlasst den Gerichtshof in
Austibung der ihm zukommenden Kontrolle, die realen Gegebenheiten des
jeweiligen Verfahrens zu priifen (siehe insb. die beiden vorzitierten Urteile,
Série A Nr. 71 [Pretto], S. 12, Ziff. 23, EGMR-E 2, 316, und Série A Nr. 72
[Axen], S. 12, Ziff. 26, EGMR-E 2, 326).

28. Die Anwendbarkeit von Art. 6 auf den vorliegenden Fall steht aufer
Streit, sie ergibt sich zudem aus der stdndigen Rechtsprechung des Gerichts-
hofs (vgl. insbesondere Urteil Delcourt vom 17. Januar 1970, Série A Nr. 11,
S. 13-15, Ziff. 25-26, EGMR-E 1, 101 f. und neuerdings die beiden vorzitierten
Urteile vom 8. Dezember 1983, Série A Nr. 71 [Pretto], S. 12, Ziff. 23,
EGMR-E 2, 316 und Série A Nr. 72 [Axen], S. 12, Ziff. 27, EGMR-E 2, 326).

Die Modalitdten der Anwendung hingen jedoch von den Besonderheiten
des jeweiligen Verfahrens ab (ebd.). Der Gerichtshof ist mit der Regierung
und der Kommission der Auffassung, dass das Verfahren, das innerhalb der
innerstaatlichen Rechtsordnung stattgefunden hat, in seiner Gesamtheit zu
wiirdigen ist; zu entscheiden bleibt, ob im vorliegenden Fall das Verfahren
vor dem Militdrkassationsgericht jede einzelne Garantie des Art. 6 Abs. 1 in
derselben Weise beachten musste wie vor dem Divisionsgericht.
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II. Unterbleiben einer offentlichen Verhandlung

29. Nach Auffassung des Bf. ist die Durchfithrung einer offentlichen Ver-
handlung auch vor dem Kassationsgericht geboten: Sie wiirde den Parteien
erlauben, ihre Argumente einander gegeniiberzustellen, und dem Publikum,
von diesen Argumenten Kenntnis zu nehmen.

30. Wihrend das Divisionsgericht die Sache des Bf. 6ffentlich verhandelt hat-
te, fithrte das Militérkassationsgericht ein schriftliches Verfahren durch, wie es
das schweizerische Bundesrecht vorsah und immer noch vorsieht. Es erhielt le-
diglich eine schriftliche Stellungnahme des Bf., wihrend sich der Grossrichter,
der Auditor und der Oberauditor darauf beschrankten, ohne Begriindung die
Abweisung der Beschwerde zu beantragen. Es entschied nicht in der Sache
selbst und befand weder iiber die Schuld noch iiber die vom Divisionsgericht
verhédngte Strafe. Die Beschwerde wurde durch einen Entscheid abgewiesen,
der sich nur mit der Auslegung der fraglichen Bestimmungen befasste. Es gibt
somit keinen Grund zu der Annahme, dass das Verfahren vor dem Militdrkas-
sationsgericht weniger fair war als das Verfahren vor dem Divisionsgericht, und
es ist unbestritten, dass die Anforderungen von Art. 6 vor dem Divisionsgericht
erfiillt waren. Unter den besonderen Umstidnden des vorliegenden Falles hitte
eine Offentliche Verhandlung vor dem Militarkassationsgericht die Garantie der
elementaren Prinzipien, die Art. 6 zugrunde liegen, nicht besser umgesetzt.

Der Gerichtshof stellt daher fest, dass durch das Unterbleiben einer offent-
lichen Verhandlung auf der Stufe der Kassation Art. 6 Abs. 1 nicht verletzt wurde.

II1. Unterbleiben einer offentlichen Urteilsverkiindung

31. In Ubereinstimmung mit Art. 197 des Gesetzes von 1889 wurde das am
21. Oktober 1977 ergangene Urteil des Militidrkassationsgerichts den Parteien
in schriftlicher Form zugestellt und nicht in einer 6ffentlichen Sitzung verkiin-
det (s.o. Ziff. 17). Nach Ansicht des Bf. und der Minderheit der Kommission
ist dadurch die Konvention verletzt.

32. Die in Art. 6 Abs. 1 Satz 2 verwendeten Worte — ,,das Urteil muss 6ffent-
lich verkiindet werden* (le jugement sera rendu publiquement / judgment shall
be pronounced publicly) — konnten vermuten lassen, dass eine miindliche Ver-
lesung des Urteils vorgeschrieben ist. Zweifellos verwendet der franzosische
Text das Partizip ,,rendu* (,,erlassen) da, wo die englische Fassung sich des Wor-
tes ,,pronounced” (,verkiindet“) bedient; dieser geringe Unterschied reicht in-
dessen nicht aus, um den vom Wortlaut der fraglichen Bestimmung hervorgeru-
fenen Eindruck zu zerstreuen: im Franzosischen kann ,,rendu publiquement” —
anders als ,,rendu public” (,,6ffentlich gemacht“) — durchaus als gleichbedeutend
mit ,,prononcé publiquement* (,,Offentlich verkiindet*) angesehen werden.

Auf den ersten Blick erscheint damit Art. 6 Abs. 1 der Konvention inso-
weit strenger als Art. 14 Abs. 1 des Internationalen Pakts iiber biirgerliche
und politische Rechte von 1966, in dem vorgesehen ist, dass das Urteil o6ffent-
lich bekannt gemacht werden muss (,,sera public* / ,,shall be made public*).

33. Zahlreiche Mitgliedstaaten des Europarates kennen jedoch seit langem
neben der miindlichen Urteilsverkiindung andere Wege der Veroffentlichung
von Entscheidungen ihrer Gerichte oder einiger ihrer Gerichte, insbesondere
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ihrer Kassationsgerichte, wie z.B. die Hinterlegung in einer der Offentlichkeit
zuginglichen Kanzlei. Die Autoren der Konvention konnen diesen Umstand
nicht iibersehen haben, selbst wenn das Bemiihen, ihm Rechnung zu tragen,
aus ihren Arbeitsdokumenten weniger deutlich hervorgeht, als aus den tra-
vaux préparatoires zum Pakt von 1966 (siche z.B. Dokument A/4299 vom 3.
Dezember 1959, S. 12, 15 und 20, Ziff. 38 lit. b, 53 und 63 lit. c a.E.).

Der Gerichtshof ist daher nicht der Ansicht, sich fiir eine wortliche Aus-
legung entscheiden zu miissen. Er ist der Auffassung, dass in jedem Fall die
Form der offentlichen Bekanntmachung eines ,,Urteils“, wie sie im inner-
staatlichen Recht des betreffenden Staates vorgesehen ist, im Lichte der Be-
sonderheiten des jeweiligen Verfahrens und im Hinblick auf Ziel und Zweck
von Art. 6 Abs. 1 beurteilt werden muss (s. die beiden vorzitierten Urteile
vom 8. Dezember 1983, Série A Nr. 71 [Pretto], S. 12, Ziff. 25-26, EGMR-E
2,316 1., und Série A Nr. 72 [Axen], S. 13-14, Ziff. 30-31, EGMR-E 2, 327).

34. Wie bereits oben in Ziff. 20 erwihnt, kann jeder, der ein berechtigtes
Interesse nachweist, den vollstindigen Text der Urteile des Militdrkassations-
gerichts einsehen oder eine Kopie erhalten. Die wichtigsten Urteile — so auch
das im Fall Sutter — werden iiberdies spéter in einer amtlichen Sammlung pu-
bliziert. Die Rechtsprechung des Gerichts ist deshalb in einem gewissen
Grade der offentlichen Kontrolle zugénglich.

Im Hinblick auf die vom Militarkassationsgericht im vorliegenden Fall be-
handelten Fragen und auf seine Entscheidung — die das Urteil des Divisions-
gerichtes endgiiltig bestitigt und deren Folgen fiir den Bf. nicht veréndert
hat — scheint eine wortliche Auslegung von Art. 6 Abs. 1 betreffend die
miindliche Verkiindung des Urteils als zu eng und fiir die Verwirklichung der
Ziele von Art. 6 nicht erforderlich.

Der Gerichtshof kommt deshalb mit der Regierung und der Mehrheit der
Kommission zu dem Ergebnis, dass die Konvention in der Schlussphase des
Verfahrens keine miindliche Urteilsverkiindung verlangt.

Aus diesen Griinden entscheidet der Gerichtshof,

1. einstimmig, dass das Unterbleiben der offentlichen Verhandlung vor dem
Militarkassationsgericht Art. 6 Abs. 1 nicht verletzt;

2. mit elf Stimmen gegen vier, dass das Unterbleiben der 6ffentlichen Verkiin-
dung des Urteils des Militarkassationsgericht Art. 6 Abs. 1 nicht verletzt.

Zusammensetzung des Gerichtshofs (Plenum): die Richter Ryssdal, Prdsident
(Norweger), Cremona (Malteser), Thér Vilhjalmsson (Isldnder), Ganshof van der
Meersch (Belgier), Bindschedler-Robert (Schweizerin), Liesch (Luxemburger),
Golciiklii (Tiirke), Matscher (Osterreicher), Pinheiro Farinha (Portugiese), Pettiti
(Franzose), Walsh (Ire), Macdonald (Kanadier, gewahlt auf Vorschlag Liechten-
steins), Russo (Italiener), Bernhardt (Deutscher), Gersing (Déne); Kanzler: Eis-
sen (Franzose); Vize-Kanzler: Petzold (Deutscher)

Sondervoten: Drei. (1) Abweichende Meinung der Richter Cremona, Ganshof van
der Meersch, Walsh und Macdonald; (2) Ergidnzung des Richters Ganshof van der
Meersch zu der gemeinsamen vorstehenden abweichenden Meinung; (3) Zustim-
mendes Sondervotum des Richters Bernhardt, dem sich Richterin Bindschedler-
Robert und Richter Matscher anschlieen.

© N.P. Engel Verlag - EGMR-E 2 - Text - Seite 351 - 28.8.09



	Zurück zur EuGRZ
	EGMR-E 2 – Inhalt und Titelei
	Entscheidungen
	 Nr. 1 – Dudgeon gegen Vereinigtes Königreich – Hauptsache
	Nr. 2 –  Dudgeon gegen Vereinigtes Königreich – Entschädigung
	Nr. 3 –  X. gegen Vereinigtes Königreich – Hauptsache
	Nr. 4 –  X. gegen Vereinigtes Königreich – Entschädigung
	Nr. 5 –  Campbell und Cosans gegen Vereinigtes Königreich – Hauptsache
	Nr. 6 –  Campbell und Cosans gegen Vereinigtes Königreich – Entschädigung
	Nr. 7 –  Adolf gegen Österreich
	Nr. 8 –  Van Droogenbroeck gegen Belgien – Hauptsache
	Nr. 9 –  Van Droogenbroeck gegen Belgien – Entschädigung
	Nr. 10 –  Eckle gegen Deutschland – Hauptsache
	Nr. 11 –  Eckle gegen Deutschland – Entschädigung
	Nr. 12 –  Sporrong und Lönnroth gegen Schweden – Hauptsache
	Nr. 13 –  Sporrong und Lönnroth gegen Schweden – Entschädigung
	Nr. 14 –  Piersack gegen Belgien – Hauptsache
	Nr. 15 –  Piersack gegen Belgien – Entschädigung
	Nr. 16 –  Foti u.a. gegen Italien – Hauptsache
	Nr. 17 –  Foti u.a. gegen Italien – Entschädigung
	Nr. 18 –  Corigliano gegen Italien
	Nr. 19 –  Albert und Le Compte gegen Belgien – Hauptsache
	Nr. 20 –  Albert und Le Compte gegen Belgien – Entschädigung
	Nr. 21 –  Silver u.a. gegen Vereinigtes Königreich – Hauptsache
	Nr. 22 –  Silver u.a. gegen Vereinigtes Königreich – Entschädigung
	Nr. 23 –  Minelli gegen Schweiz
	Nr. 24 –  Pakelli gegen Deutschland
	Nr. 25 –  Zimmermann und Steiner gegen Schweiz
	Nr. 26 –  Van der Mussele gegen Belgien
	Nr. 27 –  Pretto u.a. gegen Italien
	Nr. 28 –  Axen gegen Deutschland
	Nr. 29 –  Öztürk gegen Deutschland – Hauptsache
	Nr. 30 –  Öztürk gegen Deutschland – Entschädigung
	Nr. 31 – Sutter gegen Schweiz
	Nr. 32 – Luberti gegen Italien
	Nr. 33 – Goddi gegen Italien
	Nr. 34 – De Jong, Baljet und van den Brink gegen Niederlande
	Nr. 35 – Van der Sluijs, Zuiderveld und Klappe gegen Niederlande
	Nr. 36 – Duinhof und Duijf gegen Niederlande
	Nr. 37 – Campbell und Fell gegen Vereinigtes Königreich
	Nr. 38 – Guincho gegen Portugal
	Nr. 39 – Malone gegen Vereinigtes Königreich – Hauptsache
	Nr. 40 – Malone gegen Vereinigtes Königreich – Entschädigung
	Nr. 41 – Skoogström gegen Schweden
	Nr. 42 – Sramek gegen Österreich
	Nr. 43 – De Cubber gegen Belgien – Hauptsache
	Nr. 44 – De Cubber gegen Belgien – Entschädigung
	Nr. 45 – McGoff gegen Schweden
	Nr. 46 – Rasmussen gegen Dänemark

	Anhang
	Richter des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte
	EGMR-Urteile, kumulative Listen für die Bd. 1 und 2
	EGMR-Urteile, alphabetisch, Kurzfassung
	EGMR-Urteile, nach Ländern geordnet und mit Sachbezug

	Gesetzesregister
	Stichwortverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis



